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Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Besteuerung des Petrolkokses, der als Magerungsmittel 
saarländischer Kohle bei der Koksherstellung beigesetzt wird, 
beeinträchtigt in wirtschaftlich nicht vertretbarer Weise die 
Wettbewerbsfähigkeit saarländischer Kokshersteller durch zu- 
sätzliche Kosten, 


B. Lösung 

Die Besteuerung des Petrolkokses soll deshalb aufgehoben 
werden, soweit er zur Verkokung von Steinkohle verwendet 
wird. 


C. Alternativen 

Der Entwurf der Antragsteller hatte die Steuerbefreiung auf 
die Verwendung zur Herstellung von Hüttenkoks beschränkt. 


D. Kosten 

Es wird mit einer Einnahmeminderung zu Lasten des Bundes 
von jährlich 7,5 Millionen DM (ursprünglich 5 Millionen DM) 
gerechnet. Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht be- 
lastet. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 58. Sitzung am 16. Juni 
1970 an den Finanzausschuß federführend, an den 
Ausschuß für Wirtschaft mitberatend sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung überwiesen. Der Finanzausschuß hat die Vor- 
lage am 17. September 1970 beraten. 

Der Finanzausschuß folgt in Übereinstimmung mit 
dem mitberatenden Wirtschaftsausschuß der Auf- , 
fassung der antragstellenden Fraktionen, daß Petrol- 
koks bei Verwendung als Magerungsmittel zur Ver- 
kokung von Saarkohle von der Mineralölsteuer frei- 
gestellt werden sollte. 

Wie der Vertreter der Bundesregierung bestätigt 
hat, kann aus Saarkohle wegen ihres hohen Ge- 
halts an flüchtigen Bestandteilen ein brauchbarer 
Koks nur erzielt werden, wenn Magerungsmittel 
zugesetzt werden. Kohlen anderer Herkunft kom- 
men als Magerungsmittel wegen der angespannten 
Situation auf dem Energiemarkt zur Zeit nicht oder 
nur zu Preisen in Betracht, die für die Verkokung 
von Saarkohle wirtschaftlich nicht tragbar wären. 
Die Hüttenwerke und Kokereien aus der Saar be- 
nötigen daher Petrolkoks als Magerungsmittel. j 

Petrolkoks ist nach § 1 Abs. 2 Nr. 7 des Mineral- 
ölsteuergesetzes steuerpflichtiges Mineralöl und un- 
terliegt als Brennstoff seit 1. Januar 1969 einer der 
Heizölsteuer entsprechenden Steuerbelastung. Ob 
eine Steuerbefreiung nach geltendem Recht — vgl. 

§ 8 Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe b des Mineralölsteuer- 


gesetzes — für die Verwendung von Petrolkoks als 
Magerungsmittel besteht, ist streitig. Die bestehende 
Unklarheit soll beseitigt werden. Petrolkoks geht 
nach dem Verkokungsprozeß in den Koks ein und 
wird als dessen Bestandteil ganz (Hausbrand) oder 
teilweise (Hüttenkoks in Hochöfen) verheizt. Die 
Reduktionswirkung im letzteren Fall, die zur Heiz- 
wirkung des Petrolkokses hinzutritt, ist zwar bei 
der Bemessung des Steuersatzes für Petrolkoks be- 
rücksichtigt worden. Die Heizleistung wurde aber 
nicht von der Steuer freigestellt. Insoweit bedarf es 
wegen des Wettbewerbsnachteils für die Saarwirt- 
schaft durch den Zwang zur Verwendung von Petrol- 
koks einer Korrektur. Auch die Heizleistung soll 
von der Steuer entlastet werden, und zwar durch 
eine besondere Ausnahme von der gesetzlichen Be- 
steuerung für Erdölprodukte in allen Fällen des 
unmittelbaren und mittelbaren Verheizens. 

Der Wettbewerbsnachteil hat sich bereits bei Ein- 
führung der Mineralölsteuer auf Petrolkoks zum 
1. Januar 1969 für die Saarwirtschaft ergeben. 

Der Finanzausschuß hielt es ebenfalls in Überein- 
stimmung mit dem mitberatenden Wirtschaftsaus- 
schuß für geboten, die neue Steuerbefreiung generell 
für die Verkokung von Steinkohle und nicht nur für 
die Herstellung von Hüttenkoks zu gewähren. Der 
Steinkohlenbergbau sollte im Ganzen, also einschließ- 
lich der Koksproduktion, durch die Heizölbesteue- 
rung und die in den Rahmen dieser Besteuerung 
gehörende Steuer auf Petrolkoks gefördert werden. 
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Eine Belastung von Koks mit Heizölsteuer für den 
zu seiner Herstellung verbrauchten Petrolkoks wäre 
deshalb nicht sinnvoll, abgesehen davon, daß die 
allgemeine Nachfrage nach Koks stark angestiegen 
ist und eine Vergrößerung des Koksangebots z. Z. 
wünschenswert erscheint. 

Der Binnahmeausfall dürfte sich einschließlich der 
Erweiterung auf 7,5 Millionen DM jährlich belaufen. 

Die übrigen Änderungen des Entwurfs dienen der 
technischen Verbesserung. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 22, September 1970 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — • Drucksache VI/908 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. September 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr, Schmidt (Wuppertal) Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Krammig, Brück, Porzner, Dr. Slotta, 
Frau Funcke und den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1964 

— Drucksache Vl/908 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
1964 vom . . . April 1970 (Bundesgesetzbl. IS. . . .) 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

„§ 8 a 

Petrolkoks der Nummer 27.14 - B des Zolltarifs 
darf unter Steueraufsicht unversteuert zur Her- 
stellung von Hüttenkoks, der in Hochöfen ver- 
braucht wird, verwendet werden. § 8 Abs. 4 und 
5 gelten entsprechend." 

2. In § 15 Abs. 2 Nr. 1 wird hinter der Zahl „8" 
eingefügt „8a". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 1 tritt am 1. Januar 1969 in Kraft; im 
übrigen tritt das Gesetz am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
1964 vom 27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 909) 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

r,§ 8 a 

Petrolkoks der Nummer 27.14 - B des Zolltarifs 
darf unter Steueraufsicht unversteuert zur Ver- 
kokung von Steinkohle verwendet werden. § 8 
Abs. 4 und 5 gelten entsprechend." 


2. unverändert 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1969 in Kraft; im übrigen tritt das Gesetz am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 
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